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Kl?gerirnen und Revi"ionelezerinnen
.

Prozeßbevollmächtigte:
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Der 3, Senat des Bunde sozielger'*h*s hat ohne münd—

e

o lß

liche V rhsndlunß am 29„ n3fil 1971 durchC

Senetsprg51dent ur„ L 3 n g & e i 3

— Vor5152enuer — .
Bundesrichter & p 1 e l m e ; e r .
Bundesrichter Schroeder—Printzen

.
Bundessozielrichter Dro S c h n 1 d t und

Bundessozialrichter Z 0 l l e n k o p r

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerinnen gegen das Urteil des
Landeseozialgerichts Baden—Württemberg vom 42J Januar

1968 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfebrens eine

nicht zu erstatten°
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Die Klägerinnen beziehen von der beklagten Landesver—

sicherungsanstalt seit 4„ Februar 1965 Waisenrente aus
der Versicherung ihrer am 46. Februar 1965 verstorbenen

Mutter° Sie sind über ihren Vater bei der “Beamtenkran—

kenkasse der Stadt Stuttgart” (BeaKK Stuttgart) für den

Fall der Krankheit mitversichert° Die BeaKK Stuttgart

ist nach der für sie erlassenen ”Ordnung" eine Fürsorge—

einrichtung für die — allein aufnahme— und anspruchsberech—

tigten — Beamten der Stadt Stuttgart. Nach ihrem seit

?. Januar 1967 geltenden Beitragstarif hat der Vater der

Klägerinnen einen Beitrag von 25‚-— DM monatlich zu zah—

er sich für die Klägerinnen um einen Eeitragszu—
‚ d

hlag von je 7,—— DM monatlich erhöht„

Den Qntrag der Klägerinnen auf Gewährung eines Beitrags-
/
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Klage und Berufung sind ohne Erfolg geblieben„ Das

Landessozialgericht (LSG) hat ausgeführt, ”versichert" i.S.

des % 381 Abs. 4 Satz 2 BVG sei nur der Versicherungsnehmer,

nicht aber der mittelbar Versicherte (Mitversicherte), der

keinen eigenen Anspruch gegen den Versicherer habe. Die

willige Versicherung für den Krankheitsfall voraus° Eine

solche sei nicht gegeben, wenn die Realisierung des Ver-

sicherungsschutzes vom Verhalten eines Dritten — hier des

Vaters — abhänge°

Gegen diese Rechtsauffassung wenden sich die Klägerinnen

mit der — vom LSG zugelassenen — Revision: Auch eine
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Familienversicherung begründe die Zuschußberechtigung nach
5 581 Abs. 4 Satz 2 RVG, wenn sie über eine dem Mitglied

gewährte fürsorgerische Hilfe hinausgehe, d.h. auf der

Grundlage einer versicherungsmäßigen Beitragsbemessung

auch für die mitversicherten Familienangehörigen durchge—
führt werde. Das sei hier der Fall.

Die Klägerinnen beantragen,

die Urteile des LSG Baden—Württemberg vom

42. Januar 1968 und des Sozialgerichts Stuttgart

vom 12° Januar 1967 sowie die angefochtenen

Bescheide vom 21. Oktober 1965 aufzuheben und

die Beklagte zu verurteilen, den Klägerinnen

ür die Zeit ab 7„ Februar 4965 den Beitrags—

zuschuß nach 3 384 Abs. 4 RVG zu zahlen.

Die Eeklpgte beantragt,

die ne?isiO■ zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil im Ergebnis für

fans: Aus der Fassung des 5 584 Abs. 4 Satz 2

()hen Anspruch haben „..”) müsse gefolgert

e privat gegen Krankheit versicherten

Rentenempfänger die in Satz 1 aufgestellte Voraus—

'genständiger Mitgliedschaft gleichfalls zui

n hätten°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung (@ 424 Abs. 2 des Sozialgerichts—

gesetzes —SGG—)einverstanden°

II

Die Revision ist unbegründet. Wie die Vorinstanzen mit

Recht entschieden haben, ist die beklagte Landesver—

sicherungsanstalt nicht verpflichtet, den Klägerinnen

einen Zuschuß zu den Kosten ihrer Mitversicherung bei

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 _

der BeaKK Stuttgart zu gewähren.

Nach 5 584 Abs. 4 Satz 4 EVO aF (seit 4. Januar 4968 in—
der — hier teilweise meßgebenden - Fassung des Finanzände—

1ungsgesetzes vom 24. Dezember 4967, BGBl I 4259) erhalten

ua Personen, welche die Vorausset zungen für den Bezug

einer Hinterbliebenenrente aus der Rentenversicherung

der Arbeiter erfüllen, aber nicht zu den in 5 465

Abs. 4 Nr. 5 und 4 (jetzt 5 465 Abs. 4 Nr. 5) bezeichneten
Personen gehören, auf ihren Antrag von dem zuständigen

Träger der Rentenversich rung zu ihrem Krankenversiche—

rungsbeitrag einen Betrag, der dem Durchschnitt der von

den Rentenvorsicherungstr ägern für die Pflicht ersicherten

[J 51 %rfügung gestellten Beiträge entspricht, wenn sie
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en. daß sie als fre1.xil lige I11tglieder in der ge—
c11en Krankenversicherung versichert sind. Den(7 (D
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gl iche nAnspruch haben nach Set 2 Rentenempfänger, die

be einem privaten Versicherungsunternehmen gegen Krankheit

versichert sind. Die BeaKK Stuttgart ist ein privates

Vers icherungs unt ernehmen 1.8. dieser Vorschrift. wie der

Senat bereits in BSG 44, 446, 448 ausgesprochen hat, ist

das hort "privat" hier nicht im Hinblick auf die Rechtsform

des Vers icherur gsunternehmens zu verstehen, sondern allein

gq7s Unt rscheidungsmerkmal gegenüber den Trägern de
esTQe

aber bei der BeaKK Stuttgart nicht "gegen Krankheit

ctzlichen Krankenvereicherung. Die Klägerinnen sind

versichert".

Der Senat hat mehrfach entschieden, daß die Mitversicherung

eines Familienangehörigen bei der Postbeamtenkrankenkasse

(PBeaKK) — einer im wesentlichen gleichartigen Sozialein—

chtung — keinen Anspruch auf den Beitragszuschuß nach
51584 Abs. 4 Satz 2 BVD begründet. Nach dem insoweit

grundlegenden Urteil vom 45. Februar 4964 (BSG 20, 459)

setzt diese Vorschrift eine Versicherung des Rentners im

Rahmen eines gegenseitigen, entgeltlichen Versicherungsver-

hältnisses voraus. Daran fehlte es im entschiedenen

_5._
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Strei t€all, weil die EBeaKK keine versicherungsmäßig

eenessenen, d.h° am Risiko ausgerichteten Beiträge für

die Femilienmitglieder erhebt, der Mehrbetrag für die

Eitvcrsich erung von ängehörigen vielmeh r unabhängig von

den Z hl ist (und mit 5. Z 2,40 DM monatlich nicht
mehr als eine Art Anerkennungs— und Verwaltungsgebühr

für ein den versicherten Mitgliedern der Kasse gewährte

besondere beemtenrechtliche bzw. betriebliche Fürsorge

derseellte‚. In einer weiteren Entscheidung vom

28. April 1965 (} RK 18/62) hat der Senat seine Auf—
fassung erneuert, sie aber zusätzlich mit dem Hinweis

eu€ Eed—nken Mbgesichert, die "schon deshalb bestehen,e
weil noch der Satzung der PBeeKK ausdrücklich nur der

ienstete selbst versicherung„— und ensrruchs-

eerechtigt sowie andererseits beitr mg pflichtig ist".

1 en hat der Senat schlief alien in einem Urteil

vom 18„ Lärz 1966 (5 RK 39/65) für durc
hgrei3

erd erachtet.

ort näher dargelegt hat, ist die Nitversicherung

keine iersicherung gegen Krenl:heit i.S. des 5 581 Abs° &

EVO: Die Hitversicherte (Rentnerin) sei nicht V-rsiche—
_“t“esnehte“ und habe keinen ninfluß auf das Versicherungs—

‘ lt„is„ Der (erhöhte) Beitrag es versicherten Ehe—

13nnes sei nicht ihr Krenkenversicherungsbeitreg, wie

es 3 581 Ahs} 4 Satz 1 RVG erfordere. Der Sinn des Bei—

nusses, nämlich daß sich kein Rentner auf eigene

? (1 () C
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() Iw
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L) „. ()hern solle, entfalle jedoch, wenn die

Rentnerin ni ht selbst beitragspflichtiges Mitglied einer0
Krankenversicherung sei.

■n dieser Rechtsprechung ist festzuhalten. Daß bei der

zusenmengefeßten Familienversicherung, wie sie in der

Individualversicherung für eine in Haushaltsgemeinschaft

lebende Familie unter grundsätzlicher Wahrung der Gleich—

vertigkeit von Risiko und Prämie möglich ist, ein

-d■iliennitglied allein Versicherungsnehmer und Beitrags—

schuldner ist, ma@ allerdings — für sich betrachtet —
einer zumindest entsprechenden Anwendung des @ 581 Abs. 4
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Satz 2 BVD auf die Familienversicherung nicht im Wege

stehen. Eine nur diesem £spekt zugewandte Betrachtungs—

weise genügt indessen nicht, um dem Sinn des 5 581 Abs. 4

Satz 2 EVO gerecht zu werden, wie er in den einleitenden

Worten “Den gleichen Anspruch haben ..." Ausdruck ge-

funden hat. Die Gleichstellung der privat gegen Krank—

heit versicherten Rentner mit den in der gesetzlichen

Krankenversicherung freiwillig versicherten (@ 384 Abs. 4
Satz 1 EVO) schließt sinngemäß das Erfordernis ein, daß
für beide Peisonenkreise etwa der gleiche Versicherungs-

schutz bereitsteht. Beiden Gruppen nicht pflichtvei—

sicherter Rentner soll der Beitragszuschuß eine Hilfe

geb n (und bis zum 34. Dezember 1967 auch den Anreiz),

freiwillite Versicherungen zu unterhalten, die ihnen

annähernd den gleichen Versicherungsschutz gewähren

@ die Pflichtversicherung. Von diesem Gleichstellungs—

danken geleitet hat der Senat entschieden, daß 5 584
Abs. 4 Satz 2 BVD eine sog. Vollversicherung voreusset5',

die sowohl ambulante °ls auch stationäre Behandlung

';3 O
.)

I'-
‘

07umfaßt (BSG 25, 42). Keine geringeren Anforderung

aan den Umfang dürfen hiernach aber an die Grundl ge

0

s Versicherungsschutzes überhaupt g stellt werden.
„

e
nalb ist die Zuschußberechtigung nach @ 384 Abs. 4

C
D

(D
(D

U

tz 2 RVO auch insoweit von einer Versicherung i.S.

der EVO, d.h. von der Stellung als Versicherungsnehmer

(”Hitglied"), abhängig, wie es für den in € 384 Abs. 4
Satz 1 BVD geregelten Anspruch der Rentner, die als

sicherung versichert sind", ausdrücklich geschehen ist

(vgl. dazu Urteil des Senats vom 28. August 1970,

SozR Nr.. 25 zu € 581 RVG). Die bloße Nitversicherung
reicht jedenfalls dann nicht aus, wenn der betreute Renten—

empfänger keinen eigenen Anspruch auf die Versicherungs—

leistungen hat. Denn auch das private Versicherungsrecht

kennt einen vom Versicherungsnehmer zu unterscheidenden

”Versicherten“ lediglich in Gestalt des Inhabers der

Rechte aus einem fremden Versicherungsvertrag (vgl. 59 74,

75 des Versicherungsvertragsgesetzes). Hätte der Gesetzgeber

-‘7-
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dem Begriff ”versichert" in 5 581 Abs.: 4 Satz 2 BVG
einen noch weiteren, "untechnischen" Inhalt zugedacht,

so hätte es einer dies klarstellenden Gesetzesfassung

bedurft, zumal das Nindesterfordernis einer eigenen

Anspruchsberechtigung keineswegs nur formalrechtliche

Bedeutung hat. Das LSG hat zutreffend die Schwächen

eines "Versicherungs”-schutzes aufgezeigt, der uneinge—

schränkt der Disposition eines Dritten unterliegt,

handele es sich dabei im allgemeinen auch um den Ehe—

gatten oder Vater. Leben z.B. Versicherungsnehmer und

mitversicherte Familienangehörige getrennt und im Streit,

so haben diese kaum Aussicht, in den Genuß der Versiche—

ru„gsleistungen zu gelangen„ Das aber ist unvereinbar

"it der dargelegten Zweckbestimmung des Beitragszu—

sc„usses, H lfestellung zugunsten eines der Pflichtver—

31cn;rung möglichst gleichwertigen Versicherungsschutzes

Tec; € 2 der für die BeeKK Stuttgart erlassenen "Ordnung“
ind aufnahneberechtigt die Beamten der Stadt Stuttgart.

Als Einrichtung mit FürsorPecharekter sieht die BeaKK

nicht nur für die versicherten Beamten, sondern auch für

die nitversicherten Familienangehörigen besonders günstige

("
J

(D }‚.
1 ‘!‘tra_ssätze vor, um eine drohende finanzielle Be-

‚_
J

(J 03 tung des Versicherten durch Krankheitsfälle von

? milienangehörigen abzuvenden. Es handelt sich somit

auch bei der Einbeziehung von Familienangehörigen in den

Versicherungsschutz um eine in erster Linie dem Beamten

selbst zugedachte Fürsorgemaßnahme. Dieser Zweckbestimmung

entspricht es, daß nach @40 der "Ordnung" das Recht

auf Leistungen für sich und seine mitversicherten Ange—

hörigen nur dem Mitglied selbst zusteht°

Da die Klägerinnen die hier aufgeführten Voraussetzungen

einer eigenen Anspruchsberechtigung nicht erfüllen, sind

sie bei der BeaKK Stuttgart nicht i.S‚ des 5 384 Abs° 4

Satz 2 RVG gegen Krankheit versichert° Sie haben mithin

_ 8 -
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keinen Anspruch auf den begehrten Beitragszuschuß‚ Ihre

Revision war daher zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.
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